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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der 
deutschen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 
Mitgliedern vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene.  

 
 
Der Deutschen Anwaltverein (DAV) hat sich eingehend mit dem von dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorgelegten Referentenentwurf zur 

Regelung eines Tarifeinheitsgesetzes vom 4. November 2014 befasst. 

 

I. Nach Auffassung des DAV ist bisher nicht ausreichend dargelegt, dass das 

Grundrecht der Koalitionsfreiheit nach Art. 9 Abs. 3 GG im Hinblick auf die 

Pluralität von Koalitionen im Betrieb einer gesetzlichen Ausgestaltung bedarf. Die 

mit dem Gesetzesentwurf bezweckte Einschränkung der Tarifpluralität beinhaltet 

einen weitreichenden Eingriff in den Schutzbereich von Art. 9 Abs. 3 GG. Damit 

stellt sich mit allem Nachdruck die im Schrifttum bereits vielfach angesprochene 

Frage der Verfassungswidrigkeit des geplanten Gesetzes.  

 

II. Jenseits der Verfassungsproblematik ist fraglich, ob und inwieweit die 

beabsichtigte Neuregelung praktikabel ist. Dazu folgende Feststellungen und 

Fragen: 

 
1. Der beabsichtigte neue § 4 a TVG stellt zur Auflösung einer „Tarifkollision“ (ein 

neuer Begriff – bisher war es üblich, von „Tarifpluralität“ zu sprechen) auf den 

Betrieb als Anknüpfungspunkt ab. Gemeint ist offensichtlich der 

betriebsverfassungsrechtliche Betriebsbegriff. Besser wäre es, auf das 

Unternehmen (= Arbeitgeber) abzustellen, zumal Tarifverträge regelmäßig nicht 

für einzelne Betriebe, sondern für Unternehmen abgeschlossen werden. 

 

2. Die Organisationshoheit für die Bestimmung von Betrieben obliegt dem 

Arbeitgeber. Die Neuregelung könnte Arbeitgebern einen Anreiz bieten, ihre 

Betriebe im Sinne gewünschter Ergebnisse einseitig oder mit Hilfe einer 

Gewerkschaft nach § 3 BetrVG neu zu strukturieren.   
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3. § 4 a Abs. 2 TVG knüpft zur Auflösung einer Tarifkollision am Geltungsbereich des 

Tarifvertrags an. Damit kann ein Tarifvertrag der Mehrheitsgewerkschaft jeden 

anderen Tarifvertrag einer Minderheitsgewerkschaft verdrängen. Auf dessen 

denkbaren Regelungsgegenstand soll es offensichtlich nicht ankommen. Ein 

solcher genereller Vorrang des Tarifvertrags der Mehrheitsgewerkschaft erfasst 

damit auch Sachfragen, die mit der Mehrheitsgewerkschaft gerade noch nicht 

tarifvertraglich geregelt sind. Der DAV vertritt die Auffassung, dass es sich 

insoweit um eine überschießende Regelung handelt, die auch für sich genommen 

nicht im Einklang mit Art. 9 Abs. 3 GG steht.  

 
4. Es stellt sich die Frage, ob § 4 a TVG auch Fälle der sog. gewillkürten 

Tarifpluralität/Tarifkollision erfasst. Es sollte klargestellt werden, dass § 4 a Abs. 2 

TVG jedenfalls dann nicht einschlägig sein kann, wenn es zu solchen gewillkürten 

Tarifpluralitäten ohne vorausgegangen Arbeitskampf kommt. In solchen Fällen 

schließt der Arbeitgeber bewusst und ohne gewerkschaftlichen Druck 

Tarifverträge unterschiedlichen Inhalts für ein und dieselbe Arbeitnehmergruppe 

mit verschiedenen Gewerkschaften ab. Einer Auflösung solcher Kollisionen bedarf 

es nicht. Auch diese Konsequenz verstößt nach Auffassung des DAV schon für 

sich genommen gegen Art. 9 Abs. 3 GG. 

 
5. § 4 a Abs. 2 Satz 2 TVG ist wohl so zu verstehen, dass ein Tarifvertrag mit der 

Mehrheitsgewerkschaft bereits abgeschlossen sein muss, wenn es zu einer 

Kollision im Sinne des Gesetzesentwurfs kommen soll. Damit stellt sich die Frage, 

ob ein nachwirkender Tarifvertrag der Mehrheitsgewerkschaft i. S. von § 3 Abs. 3 

TVG entsprechende Wirkung entfaltet. Dazu findet sich weder im Gesetzestext 

noch in der Begründung ein Hinweis. 

 
6. Welche Gewerkschaft Mehrheits- bzw. Minderheitsgewerkschaft ist, soll erst „zum 

Zeitpunkt des Abschlusses des zuletzt abgeschlossenen kollidierenden 

Tarifvertrages“ festzustellen sein (§ 4 a Abs. 2 Satz 2 TVG). Gezählt wird also erst 

zum Schluss. Das birgt die Gefahr eines noch stärkeren 

Gewerkschaftswettbewerbs als bisher, obgleich der Gesetzgeber doch 

ausweislich seiner Begründung gerade das Gegenteil erreichen will, nämlich die 

„Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie zu sichern“. Außerdem dürfte es im 

einstweiligen Verfügungsverfahren – Arbeitskampfstreitigkeiten werden 
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regelmäßig in diesem Eilverfahren gerichtlich geführt – kaum möglich sein, die 

Mehrheit festzustellen. Wie sollen etwa bei Streiks in überregionalen Kliniken oder 

Verkehrsbetrieben die Gerichte auf die verschiedenen betroffenen Betriebe in 

derartigen Verfahren kurzfristig feststellen, welche Gewerkschaft die Mehrheit im 

jeweiligen Betrieb hat?  

 
7. § 58 ArbGG soll durch einen neuen Abs. 3 ergänzt werden, wonach insbesondere 

über die Zahl der Mitglieder oder das Vertretensein einer Gewerkschaft in einem 

Betrieb Beweis auch durch Vorlage öffentlicher Urkunden angetreten werden 

kann. Gedacht ist daran, dass betroffene Gewerkschaften einem Notar 

Mitgliederlisten für den maßgeblichen Betrieb vorlegen können, der eine 

entsprechende Urkunde zu erstellen hat. Welchen Beweiswert soll eine solche 

Urkunde haben? Woher soll der Notar wissen, ob darin genannte Personen (noch) 

Arbeitnehmer des betreffenden Betriebs sind? Schließlich: Soll der Notar etwa 

arbeitsrechtlich beurteilen, ob überhaupt auf den richtigen Betrieb abgestellt wird? 

 
8. Das Gesetz vermeidet das Wort „Arbeitskampf“. In der Begründung heißt es aber, 

dass „über die Verhältnismäßigkeit von Arbeitskämpfen, mit denen ein 

kollidierender Tarifvertrag erwirkt werden soll, allerdings im Einzelfall im Sinne des 

Prinzips der Tarifeinheit zu entscheiden sein wird“. Will der Gesetzgeber 

verbindlich etwas zur Verhältnismäßigkeit von Arbeitskämpfen sagen, sollte er 

nach Auffassung des DAV Kraft und Mut haben, so etwas im Gesetzestext zu 

regeln.  

 
9. § 4 a Abs. 3 TVG sollte klarer formuliert werden. Gewollt ist offensichtlich ein 

„Recht des ersten Zugriffs“ bei der Bildung von Betriebsstrukturen nach § 3 

BetrVG. Es müsste deutlicher hervorgehoben werden, dass auch eine 

Minderheitsgewerkschaft entsprechende Vereinbarungen abschließen kann, die 

ihre Wirkung jedoch dann verlieren, sobald der Arbeitgeber mit der 

Mehrheitsgewerkschaft zum gleichen Gegenstand einen Tarifvertrag abschließt. 

 
10. Das „Nachzeichnungsrecht“ in § 4 a Abs. 4 TVG könnte nach seinem Wortlaut so 

zu verstehen sein, dass mit der jeweiligen Minderheitsgewerkschaft ein 

kollidierender Tarifvertrag abgeschlossen sein muss. Das ginge zu weit. Nach 

Auffassung des DAV sollte das Recht auf Nachzeichnung gerade auch dann 



 - 6 - 

eingeräumt werden, wenn die Minderheitsgewerkschaft darauf verzichtet, einen 

Tarifvertrag zu erstreiken.   

 
III. Wegen der Verfassungsproblematik und der Frage, ob die geplante Neuregelung 

überhaupt praktikabel ist, sollte der Gesetzgeber überlegen, ob es nicht sinnvoll 

ist, zusätzlich oder ausschließlich das Problem von Arbeitskämpfen in den 

Kernbereichen der Daseinsvorsorge anzupacken. Nach Auffassung des DAV wäre 

der Gesetzgeber nicht gehindert zu definieren, was zu diesem Bereich zählt und 

dafür Regeln zu erlassen, die sicherstellen, dass ein Streik wirklich nur als letztes 

Mittel („ultima ratio“) in Betracht kommt und nicht zu einer unverhältnismäßigen 

Schädigung der Allgemeinheit führt. Zu solchen gesetzlich vorgeschriebenen 

Spielregeln könnten vor allem vorherige Urabstimmungen der 

Gewerkschaftsmitglieder, Ankündigungsfristen und vor allem der Zwang gehören, 

sich im Sinne einer „Abkühlung“ auf ein obligatorisches Schlichtungsverfahren vor 

Ausrufung eines Streiks einzulassen.  

 

 


